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Drucksache V/4192 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden 

(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz (1. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz — 

1. UAG) 

— Drucksache V/4102 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Kempten) 


Der Regierungsentwurf eines 1. Unterhaltshilfe- 
Anpassungsgesetzes wurde in der 227. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 23. April 1969 in erster 
Beratung erörtert und dem Ausschuß für Kriegs- 
und Verfolgungsschäden federführend, dem Aus- 
schuß für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen 
und Flüchtlinge zur Mitberatung und dem Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
überwiesen. Der 7. Ausschuß hat die Vorlage in drei 
Sitzungen beraten. Dem Vorschlag der Bundesregie- 
rung, den Auswirkungen des 11. Rentenanpassungs- 
gesetzes zum 1. Juni 1969 im Grundsatz durch eine 
Erhöhung der einschlägigen Freibeträge nach § 267 
LAG Rechnung zu tragen, hat sich der Ausschuß 
einstimmig angeschlossen. 

Mit den Vorschlägen des Bundesrates, im Rahmen 
des vorliegenden Entwurfs nochmals für zwei wei- 
tere Rechnungsjahre die Bereitstellung von Mitteln 
für Aufbaudarlehen vorzusehen und auch den Selb- 
ständigenzuschlag zur Unterhaltshilfe zu erhöhen, 
hat sich der Ausschuß eingehend befaßt. Er ist zu 
dem Ergebnis gelangt, daß eine nochmalige Bereit- 
stellung von Mitteln für Aufbaudarlehen in keinem 
sachlichen Zusammenhang mit der Anpassung der 
Unterhaltshilfe steht und aus diesem Grunde nicht 
in den Entwurf aufgenommen werden kann; der 


| auch nach Auffassung des Ausschusses berechtigte 
I Vorschlag des Bundesrates kann nur auf anderem 
! Wege weiter verfolgt werden. Um die im Interesse 
der betroffenen Geschädigten und auch der Verwal- 
! tung dringend notwendige beschleunigte Verab- 
! schiedung des 1. Unterhaltshilfe- Anpassungsgeset- 
| zes nicht zu gefährden, mußte der Ausschuß auch 
davon absehen, eine Erhöhung des Selbständigen- 
| Zuschlags zur Unterhaltshilfe noch in dem Entwurf 
i vorzusehen. Maßgebend dafür ist, daß eine entspre- 
; chende Ausweitung des Entwurfs eingehender Über- 
legungen bedurft hätte; sie hätte ferner zusätzliche 
Belastungen der öffentlichen Haushalte zur Folge 
gehabt, die jedenfalls im Bereich des Bundes für 
1969 nicht aus dem Haushaltsansatz bestritten wer- 
i den könnten. Eine Erhöhung des Selbständigenzu- 
schlags im nächsten Jahr erscheint jedoch notwen- 
dig. Der Stellungnahme des mitberatenden Aus- 
schusses für Angelegenheiten der Heimatvertriebe- 
nen und Flüchtlinge entsprechend wird daher die 
Annahme einer Entschließung vorgeschlagen, mit 
der die Bundesregierung zur Vorlage eines Gesetz- 
entwurfs über eine angemessene Erhöhung des 
Selbständigenzuschlags aufgefordert wird. Gegen 
den Regierungsentwurf selbst hat auch der mitbera- 
tende Ausschuß keine Bedenken erhoben. 


Bonn, den 8. Mai 1969 


Schmidt (Kempten) 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/4192 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/4102 — un- 
verändert anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Die Bundesregierung wird gebeten, einen Ge- 
setzentwurf vorzulegen, durch den der Selbstän- 
digenzuschlag zur Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz ab 1. Juni 1970 angemes- 
sen angehoben wird. 


Bonn, den 8. Mai 1969 


Der Ausschuß für Kriegs- und Verfolgungsschäden 

Mick Schmidt (Kempten) 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



